
 

  

S 21 R 5908/14

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Berlin-Brandenburg
Sozialgericht Landessozialgericht Berlin-Brandenburg
Sachgebiet Rentenversicherung
Abteilung 12
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Zugehörigkeit zur zusätzlichen

Altersversorgung der technischen
Intelligenz – fiktive Einbeziehung –
betriebliche Voraussetzung –
Betriebsumwandlung eines VEB in eine
GmbH – Stichtag

Leitsätze Volkseigene Betriebe haben auf der
Grundlage der Umwandlungs-Verordnung
die Eigenschaft, sich als
Wirtschaftssubjekt zu betätigen, verloren,
wenn die Registereintragung der
Nachfolge-GmbH bis zum 30.06.1990
erfolgt war. Die Beweiskraft der
Registereinträge begründet die
Überzeugung über das Erlöschen des
Rechtssubjektes des VEB.

Normenkette AAÜG § 8 Abs 3
Umwandlungs-Verordnung §§ 2ff
Treuhandgesetz § 11
Arbeitsgesetzbuch DDR §§ 47ff

1. Instanz

Aktenzeichen S 21 R 5908/14
Datum 11.08.2017

2. Instanz

Aktenzeichen L 12 R 759/17
Datum 17.07.2019

3. Instanz

Datum -

Die Berufung des KlÃ¤gers gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Berlin
vom 11. August 2017 wird zurÃ¼ckgewiesen. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht

                             1 / 11



 

zu erstatten. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten Ã¼ber die Verpflichtung der Beklagten, Zeiten der
ZugehÃ¶rigkeit des KlÃ¤gers zur DDR-Altersversorgung der technischen Intelligenz
(AVtI) sowie entsprechende Arbeitsentgelte fÃ¼r die Zeit vom 01. September 1966
bis zum 30. Juni 1990 als Pflichtbeitragszeit nach dem Anspruchs- und
AnwartschaftsÃ¼berfÃ¼hrungsgesetzes (AAÃ�G) festzustellen.

Der im Juni 1944 geborene KlÃ¤ger war in der Zeit von 1966-1985 im VEB
Kabelwerk K und in der Zeit von 1985 â�� 1991 im VEB Kabelwerk A bis zu dessen
Umwandlung in die A Kabelwerk GmbH als Ingenieur beschÃ¤ftigt. Der KlÃ¤ger
zahlte seit 1981 BeitrÃ¤ge zur freiwilligen Zusatzrente (FZR) auf ein
Bruttoeinkommen von 1.200 M.

Der VEB Kabelwerk A wurde mit notarieller UmwandlungserklÃ¤rung vom 16. Juni
1990 auf der Grundlage der Verordnung zur Umwandlung von volkseigenen
Kombinaten, Betrieben und Einrichtungen in Kapitalgesellschaften vom 01. MÃ¤rz
1990 (Umwandlungs-VO, GBl. I Nr. 14, S. 107) in die A Kabelwerk GmbH
umgewandelt, welche am 29. Juni 1990 in das Handelsregister des
Stadtbezirksgerichts Berlin-Mitte eingetragen wurde. Zur DurchfÃ¼hrung der
Umwandlung wurde mit Stichtag vom 01. Mai 1990 das VermÃ¶gen aus der
bisherigen Fondsinhaberschaft des Betriebs auf die GmbH unter Zugrundelegung
der Bilanz zum 30. April 1990 Ã¼bertragen. Die RechtstrÃ¤gerschaft und die
Nutzungsrechte am Grund und Boden sowie die Forderungen und Verbindlichkeiten
des VEB Kabelwerk A gingen auf die GmbH Ã¼ber. Am 05. Juli 1990 wurde der VEB
Kabelwerk A aus dem Register der volkseigenen Wirtschaft von Amts wegen
gelÃ¶scht. Holdinggesellschaft der A Kabelwerk GmbH sowie mehrerer anderer, im
Kombinat zusammengeschlossener Kombinatsbetriebe war die durch Umwandlung
des VE Kombinats Kabelwerk O entstandene Kabelwerk O Kabel AG, deren alleiniger
Gesellschafter die Treuhandanstalt war. Ihre Eintragung im Handelsregister erfolgte
ebenfalls am 29. Juni 1990, die Umschreibung in das Handelsregister des
Amtsgerichts Charlottenburg zu HRB 33852 wurde am 19. Oktober 1990
vorgenommen. Der KlÃ¤ger, der seit Juni 2009 Altersrentner ist, stellte mit
Schreiben vom 24. Juli 2014 bei der Beklagten zum zweiten Mal einen
Ã�berprÃ¼fungsantrag nach Â§ 44 Zehntes Buch Sozialgesetzbuch (SGB X),
beantragte die Feststellung der ZugehÃ¶rigkeit zur AVtI und die BerÃ¼cksichtigung
der wÃ¤hrend seiner TÃ¤tigkeit als Ingenieur erzielten Arbeitsentgelte unter
Einbeziehung der JahresendprÃ¤mien sowie weiterer PrÃ¤mien fÃ¼r die Zeit vom
01. September 1966 bis zum 30. Juni 1990.

Die Beklagte lehnte den Ã�berprÃ¼fungsantrag mit Bescheid vom 31. Juli 2014 in
der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 14. Oktober 2014 ab, da weder das
Recht unrichtig angewandt noch von einem unrichtigen Sachverhalt ausgegangen
worden sei. Der KlÃ¤ger habe am 30. Juni 1990 eine BeschÃ¤ftigung im frÃ¼heren
VEB Kabelwerk A ausgeÃ¼bt, es habe sich aber zu diesem Zeitpunkt nicht mehr um
einen VEB (Industrie oder Bau) im Sinne der Versorgungsordnung oder um einen
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gleichgestellten Betrieb gehandelt, da dieser bereits vor dem 30. Juni 1990
privatisiert worden und daher am Stichtag 30. Juni 1990 die betriebliche
Voraussetzung nicht erfÃ¼llt sei. Laut Eintragung im Handelsregister vom 29. Juni
1990 sei die GmbH bereits Rechtsnachfolgerin des umgewandelten VEB gewesen.

Mit der am 11. November 2014 erhobenen Klage hat der KlÃ¤ger sein Begehren
fortgefÃ¼hrt und zur BegrÃ¼ndung im Wesentlichen vorgetragen: Eine
Privatisierung vor dem 30. Juni 1990 habe nicht vorgelegen. Zwar sei mit
UmwandlungserklÃ¤rung vom 16. Juni 1990 die Umwandlung des VEB Kabelwerk O
mit den Betrieben des Berliner Standortes in fÃ¼nf Kapitalgesellschaften
beschlossen und diese Umwandlung auch am 29. Juni 1990 ins Handelsregister
eingetragen worden. Die Eigentumsform als Volkseigentum habe sich hierdurch
jedoch nicht geÃ¤ndert. Es sei noch kein EigentÃ¼merwechsel aufgetreten, die
Wirtschaftseinheiten seien weiterhin Volkseigentum geblieben und nicht privatisiert
worden. Die Gesellschaften hÃ¤tten weiter als Volkseigentum Ã¼ber die intern
durch die Treuhandanstalt beauftragte Kabelwerke O Kabel AG (ehemals
Stammbetrieb, in welcher der KlÃ¤ger als Ingenieur tÃ¤tig gewesen sei) der
Verwaltung durch die Treuhandanstalt als alleinigem Gesellschafter unterlegen. Die
Treuhandanstalt habe bis zum 30. Juni 1990 nach dem Treuhandgesetz die Aufgabe
gehabt, das Volkseigentum zu wahren und zu schÃ¼tzen. Der Verkauf von Anteilen
durch die Treuhandanstalt und die Privatisierung der Gesellschaften seien zulÃ¤ssig
gewesen, jedoch sei diese Regelung erst mit dem Treuhandgesetz vom 17. Juni
1990, wirksam ab dem 01. Juli 1990, in Kraft getreten. Mit Umwandlung der
Betriebe habe die Treuhandanstalt die volkseigenen GeschÃ¤ftsanteile und Aktien
der gebildeten Kapitalgesellschaften zwecks Verwaltung des volkseigenen
VermÃ¶gens im Interesse der Allgemeinheit Ã¼bernommen. Auch nach
Umwandlung des VEB in eine GmbH habe daher weiterhin Volkseigentum
vorgelegen, eine Privatisierung sei erst ab dem 01. Juli 1990 mÃ¶glich gewesen. Die
Umwandlung der Betriebe in Kapitalgesellschaften habe lediglich den Zweck
gehabt, das Volkseigentum in Wirtschaftseinheiten umzubenennen, die im
Bundesrecht handhabbarer gewesen seien und das Volkseigentum somit
verkaufsfÃ¤hig zu gestalten; verkaufsfÃ¤hig und privatisierungsfÃ¤hig wÃ¤ren die
VEB jedoch erst ab dem 01. Juli 1990 gewesen. Bei der Umwandlung des VEB in
eine GmbH handele es sich um eine Umwandlung der Rechtsform ohne
VermÃ¶gensÃ¼bertragung. Die Mitarbeiter des VEB hÃ¤tten ohne
Ã�berleitungsvertrag nicht vor LÃ¶schung des VEB im Handelsregister Mitarbeiter
der GmbH werden kÃ¶nnen. Insoweit sei die GmbH eine "leere HÃ¼lle" ohne
Produktionsmittel und ohne Arbeitnehmer gewesen und habe lediglich einen
Firmennamen dargestellt. Eine vor dem 01. Juli 1990 vorgenommene Umwandlung
sei daher bis zum 01. Juli 1990 schwebend unwirksam gewesen.

Das Sozialgericht Berlin (SG) hat die Klage mit Gerichtsbescheid vom 11. August
2017 abgewiesen. Der Bescheid vom 31. Juli 2014 in Gestalt des
Widerspruchsbescheids vom 14. Oktober 2014 sei i.S.v. Â§ 44 SGB X rechtmÃ¤Ã�ig.
Der KlÃ¤gerhabe keinen Anspruch auf RÃ¼cknahme des Bescheids vom 10. Juni
2010 in der Fassung des Widerspruchsbescheids vom 06. September 2010 sowie
auf Feststellung von Zeiten der ZugehÃ¶rigkeit zur AVtI, da die Voraussetzungen
fÃ¼r eine Anwendbarkeit des AAÃ�G nicht vorgelegen hÃ¤tten. Eine
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Versorgungszusage sei ihm durch den VersorgungstrÃ¤ger der DDR nicht zuerkannt
worden. DarÃ¼ber hinaus bestÃ¼nden auch nicht die Voraussetzungen fÃ¼r die
Anerkennung einer Anwartschaft nach den Vorgaben der Rechtsprechung des BSG.
Der KlÃ¤ger sei am 30. Juni 1990 weder in einem VEB der Industrie oder des
Bauwesens noch in einem gleichgestellten Betrieb beschÃ¤ftigt gewesen, denn der
frÃ¼here VEB Kabelwerk A sei zum Stichtag 30. Juni 1990 bereits in die GmbH
umgewandelt gewesen. Damit sei gemÃ¤Ã� Â§ 1 Abs. 1 das AAÃ�G auf den KlÃ¤ger
nicht anzuwenden, mit der Folge, dass fÃ¼r ihn auch keine weiteren Arbeitsentgelte
festzustellen seien.

Die Arbeitgebereigenschaft der GmbH ergebe sich aus Â§ 12 Abs. 1 des Gesetzes
Ã¼ber die Spaltung der von der Treuhand als Anstalt verwalteten Unternehmen
(SpTrUG), wonach der zunÃ¤chst unwirksame Ã�bergang der ArbeitsverhÃ¤ltnisse
im Wege der Gesamtrechtsnachfolge in Bezug auf das EinzelfallarbeitsverhÃ¤ltnis
des KlÃ¤gers rÃ¼ckwirkend zum 29. Juni 1990 geheilt worden sei. Die auf Â§ 1 Abs.
1, Â§ 2 Abs. 1 S. 1, 2 Umwandlungs-VO gestÃ¼tzte Umwandlung des VEB Kabelwerk
A in eine GmbH sei wirksam und fÃ¼hre zum ErlÃ¶schen des VEB. Nach der
UmwandlungserklÃ¤rung vom 16. Juni 1990 sei das VEB Kabelwerk A ausdrÃ¼cklich
in eine GmbH umgewandelt worden. Zur DurchfÃ¼hrung der Umwandlung sei mit
Stichtag 01. Mai 1990 das VermÃ¶gen aus der bisherigen Fondsinhaberschaft des
VEB Kabelwerk A auf die GmbH Ã¼bertragen worden. Die Umwandlungs-VO sei am
Tag ihrer VerÃ¶ffentlichung am 06. MÃ¤rz 1990 (Â§ 12) in Kraft getreten, habe bis
zum 30. Juni 1990 gegolten und sei erst durch das Gesetz zur Privatisierung und
Reorganisation des volkseigenen VermÃ¶gens (Treuhandgesetz) vom 17. Juli 1990
mit Wirkung ab dem 01. Juli 1990 (faktisch) abgelÃ¶st worden. Nach Â§ 1 Abs. 1
Umwandlungs-VO habe diese u.a. fÃ¼r volkseigene Kombinate und Betriebe, und
damit auch fÃ¼r den VEB Kabelwerk A, gegolten. Derartige Betriebe seien gem. Â§
2 Abs. 1 S. 1 Umwandlungs-VO in eine GmbH oder in eine AG umzuwandeln
gewesen. Die Umwandlung sei gemÃ¤Ã� Â§ 7 Abs. 1 Umwandlungs-VO mit der
Eintragung der GmbH in das Register wirksam geworden, womit die GmbH
Rechtsnachfolger des umgewandelten Betriebs geworden sei (Â§ 7 S. 2). Der vor
der Umwandlung bestehende Betrieb sei damit erloschen (Â§ 7 S. 3). Das
ErlÃ¶schen des Betriebs sei von Amts wegen in das Register der volkseigenen
Wirtschaft einzutragen gewesen (Â§ 7 S. 4). Zweifel an der GÃ¼ltigkeit der
Umwandlungs-VO im maÃ�geblichen Monat Juni 1990 bestÃ¼nden nicht. Mit der
Eintragung am 29. Juni 1990 der GmbH in das Register sei die Umwandlung des VEB
Kabelwerk Adlershof gem. Â§ 7 S. 1 Umwandlungs-VO in eine GmbH abgeschlossen
gewesen und die GmbH sei Rechtsnachfolgerin des VEB geworden. Der KlÃ¤ger
habe damit am 30. Juni 1990 eine entgeltliche BeschÃ¤ftigung in einem VEB
tatsÃ¤chlich nicht mehr ausgeÃ¼bt.

Der KlÃ¤ger hat gegen den seinem ProzessbevollmÃ¤chtigten am 17. August 2017
zugestellten Gerichtsbescheid am 14. September 2017 Berufung eingelegt und
ergÃ¤nzend vorgetragen: Nach den in der DDR geltenden RechtsgrundsÃ¤tzen der
Verordnung Ã¼ber die FÃ¼hrung des Handelsregisters vom 10. April 1980 (Gbl. 1
Nr. 14 vom 07. Mai 1980) sei ein ErlÃ¶schen eines Betriebs erst mit entsprechender
LÃ¶schungseintragung im Handelsregister gegeben (Â§ 4) und werde mit dem
Datum der Eintragung nach Â§ 5 wirksam. Die Verordnung zur FÃ¼hrung des
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Handelsregisters stelle sich gegenÃ¼ber der "schnell gestrickten" Umwandlungs-VO
von MÃ¤rz 1990 als lex specialis dar. Der LÃ¶schungsvermerk sei erst am 05. Juli
1990 im VEB-Register (H 110-15-1024) zum VEB Kabelwerk A erfolgt. Erst damit
habe der VEB seine RechtsfÃ¤higkeit beendet (Â§ 10 Abs. 1 i.V.m. Â§ 5 Abs. 1
Registerverordnung).

Des Weiteren hÃ¤tten Schutzvorschriften in Â§ 20 Zivilgesetzbuch DDR (ZGB DDR)
und Â§Â§ 157, 181 Strafgesetzbuch DDR (StGB DDR), die das
VerÃ¤uÃ�erungsverbot von Volkseigentum geregelt hÃ¤tten, bis zum 30. Juni 1990,
24 Uhr, einer Privatisierung entgegengestanden. Erst mit dem Treuhandgesetz vom
17. Juni 1990 sei die Treuhandgesellschaft Ã¼berhaupt ermÃ¤chtigt gewesen, ab
dem 01. Juli 1990 GeschÃ¤ftsanteile zu verÃ¤uÃ�ern, zuvor erfolgte
"VerÃ¤uÃ�erungen" seien deshalb rechtswidrig gewesen und bis zum 30. Juni 1990
schwebend unwirksam geblieben. Eine Ã�bertragung von Produktionsmitteln und
Immobilien sei vor dem 01. Juli 1990 nicht mÃ¶glich gewesen. Ebenso wenig
hÃ¤tten ArbeitsvertrÃ¤ge auf eine GmbH Ã¼bergeleitet werden kÃ¶nnen, da
entsprechende Ã�berleitungsvertrÃ¤ge noch nicht abgeschlossen gewesen seien,
zumal hierfÃ¼r auch eine Frist von 3 Monaten vor dem Wirksamwerden gefordert
gewesen sei (Â§ 53 Abs. 2 Arbeitsgesetzbuch der DDR (AGB DDR)). Auch das BSG
habe darauf hingewiesen, dass der Umstand, ob ein Mitarbeiter am 30. Juni 1990
noch Mitarbeiter eines VEB gewesen sei, nach der in der DDR geltenden Rechtslage
zu beurteilen gewesen sei (Urteil vom 07. Dezember 2017, B 5 RS 1/16 R, Rn. 28).
Es sei daher anhand der BeendigungstatbestÃ¤nde des AGB DDR (Â§ 47 â�� Â§ 56)
zu prÃ¼fen gewesen, ob derartige TatbestÃ¤nde zur Beendigung des
ArbeitsverhÃ¤ltnisses vorgelegen hÃ¤tten. Das ArbeitsverhÃ¤ltnis des KlÃ¤gers
habe unter BerÃ¼cksichtigung der Rechtslage nach AGB DDR weder durch
Befristung (Â§ 47) noch durch Ã�nderungsvertrag (Â§ 49) noch durch Aufhebungs-
und Ã�berleitungsvertrag (Â§ 51 â�� Â§ 53) noch durch eine fristgemÃ¤Ã�e
KÃ¼ndigung (Â§ 54) bzw. fristlose Entlassung (Â§ 56) geendet. Die
Produktionsmitteln und Arbeitnehmer seien bis zur LÃ¶schung des VEB im
Handelsregister am 05. Juli 1990 Mitarbeiter bzw. Fondsbestandteile des VEB
geblieben. Der VEB A habe auch Ã¼ber den 01. Juli 1990 hinaus produziert. Da eine
Privatisierung vor dem 01. Juli 1990 nicht zulÃ¤ssig, vielmehr bis dahin schwebend
unwirksam gewesen sei, kÃ¶nne auch der zunÃ¤chst unwirksame Ã�bergang der
ArbeitsverhÃ¤ltnisse im Wege der Gesamtrechtsnachfolge nicht rÃ¼ckwirkend zum
29. Juni 1990 geheilt werden. Die Beendigung oder Ã�berleitung der
ArbeitsverhÃ¤ltnisse habe sich vielmehr nach AGB DDR gerichtet. ErgÃ¤nzend
werde darauf hingewiesen, dass die seinerzeitige Mitarbeiterin des Registergerichts
im Vertragsgericht Berlin und Registerbeauftragte, Frau M, die auch den hier
vorgelegten LÃ¶schungsvermerk gegengezeichnet habe, in einem 2013 mit dem
ProzessbevollmÃ¤chtigten gefÃ¼hrten GesprÃ¤ch darauf hingewiesen habe, dass
im Registergericht in den letzten zwei Wochen vor dem 30. Juni 1990 3.000 â��
4.000 VEB-Betriebe AntrÃ¤ge auf Eintragung der Umwandlung gestellt hÃ¤tten, was
bis zum 30. Juni 1990 nicht zu bewÃ¤ltigen gewesen sei. Angesichts des Umstands,
dass z.B. der Direktor des Kabelwerks O, Dr. T, am Freitagnachmittag des 29. Juni
1990 persÃ¶nlich seinen Eintragungsantrag beim Registergericht abgegeben habe,
sei zu vermuten, dass gerade dieser Tag auch als Eintragungstag im
Handelsregister und nicht das reelle Eintragungsdatum erschienen sei.
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Der KlÃ¤ger beantragt sachdienlich gefasst, den Gerichtsbescheid des
Sozialgerichts Berlin vom 11. August 2017 und die Bescheide vom 10. Juni 2010 in
Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 06. September 2010 sowie vom 31. Juli
2014 in Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 14. Oktober 2014 aufzuheben und
die Beklagte zu verpflichten, den Bescheid vom 05. Juli 2004 in Gestalt des
Widerspruchsbescheids vom 01. November 2004 zurÃ¼ckzunehmen und die Zeit
der beruflichen TÃ¤tigkeit des KlÃ¤gers vom 01. September 1966 bis zum 30. Juni
1990 als Zeit der ZugehÃ¶rigkeit zur zusÃ¤tzlichen Altersversorgung der
technischen Intelligenz (Zusatzversorgungssystem Anlage 1 Nr. 1 AAÃ�G) sowie die
wÃ¤hrend dieses Zeitraums tatsÃ¤chlich erzielten Arbeitsentgelte festzustellen.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie verweist auf die GrÃ¼nde der angefochtenen Entscheidung. Der VEB Kabelwerk
A als ein juristisch eigenstÃ¤ndiger VEB des VE-Kombinat Kabelwerk O B, sei auf der
Grundlage der Umwandlungsverordnung in eine GmbH umgewandelt und unter der
Firma "A Kabelwerke GmbH" errichtet worden. Die Umwandlung sei mit der
Eintragung der GmbH ins Handelsregister am 29. Juni 1990 wirksam geworden,
womit die GmbH Rechtsnachfolgerin des umgewandelten Betriebs geworden sei.
Der vor der Umwandlung bestehende Betrieb VEB Kabelwerk A sei damit erloschen
(Â§ 7 Umwandlungs-VO) und habe von Amts wegen vom Registergericht gelÃ¶scht
werden kÃ¶nnen. Das BSG habe neuerlich seine Auffassung zur Universalsukzession
nach Â§ 7 Umwandlungs-VO wiederholt, wonach durch die Eintragung ins
Handelsregister die GmbH entstehe und zugleich der VEB erlÃ¶sche (Urteil vom 07.
Dezember 2017, B 5 RS 1/16 R, Rn. 27, 28).

Mit Beschluss vom 22. Juni 2018 ist der Rechtsstreit der Berichterstatterin zur
Entscheidung zusammen mit den ehrenamtlichen Richtern Ã¼bertragen worden (Â§
153 Abs. 5 Sozialgerichtsgesetz (SGG)).

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts und des Vorbringens der
Beteiligten wird auf die zwischen ihnen gewechselten SchriftsÃ¤tze nebst Anlagen
und die Verwaltungsakten verwiesen, die vorgelegen haben und Gegenstand der
mÃ¼ndlichen Verhandlung gewesen sind.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die gemÃ¤Ã� Â§Â§ 143, 144 SGG statthafte Berufung des KlÃ¤gers, Ã¼ber die die
Berichterstatterin entsprechend dem Beschluss des Senats vom 22. Juni 2018 als
Einzelrichterin zusammen mit den ehrenamtlichen Richtern entscheidet (Â§ 153
Abs. 5 SGG), ist unbegrÃ¼ndet.

Das SG hat die Klage mit dem angefochtenen Gerichtsbescheid vom 11. August
2017 zu Recht abgewiesen. Der angefochtene Bescheid vom 31. Juli 2014 in Gestalt
des Widerspruchsbescheids vom 14. Oktober 2014 ist rechtmÃ¤Ã�ig. Der KlÃ¤ger
hat keinen Anspruch auf Verpflichtung der Beklagten im Wege des zweiten
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Ã�berprÃ¼fungsverfahrens nach Â§ 44 SGB X die Bescheide vom 05. Juli 2004 in
Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 01. November 2004, vom 10. Juni 2010 in
Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 06. September 2010 und vom 31. Juli 2014
in Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 14. Oktober 2014 aufzuheben und die
Zeit der beruflichen TÃ¤tigkeit des KlÃ¤gers vom 01. September 1966 bis zum 30.
Juni 1990 als Zeit der ZugehÃ¶rigkeit zur zusÃ¤tzlichen Altersversorgung der
technischen Intelligenz (Zusatzversorgungssystem Anlage 1 Nr. 1 AAÃ�G) sowie die
wÃ¤hrend dieses Zeitraums tatsÃ¤chlich erzielten Verdienste festzustellen.

Nach Â§ 44 Abs. 1 S. 1 SGB X, der nach Â§ 8 Abs. 3 S. 2 AAÃ�G auch im Recht der
Ã�berfÃ¼hrung von Zusatzversorgungsanwartschaften anzuwenden ist (BSG, Urteil
vom 15. Juni 2010, B 5 RS 6/09 R), gilt: Soweit sich im Einzelfall ergibt, dass bei
Erlass eines Verwaltungsaktes das Recht unrichtig angewandt oder von einem
Sachverhalt ausgegangen worden ist, der sich als unrichtig erweist, und soweit
deshalb Sozialleistungen zu Unrecht nicht erbracht oder BeitrÃ¤ge zu Unrecht
erhoben worden sind, ist der Verwaltungsakt, auch nachdem er unanfechtbar
geworden ist, mit Wirkung fÃ¼r die Vergangenheit zurÃ¼ckzunehmen.

Diese Voraussetzungen liegen nicht vor. Der bestandskrÃ¤ftige Ablehnungsbescheid
vom 05. Juli 2004 in Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 01. November 2004,
ein nicht begÃ¼nstigender Verwaltungsakt i.S.v. Â§ 45 Abs. 1 SGB X, ist
rechtmÃ¤Ã�ig. Der KlÃ¤ger hatte keine berÃ¼cksichtigungsfÃ¤hige Anwartschaft
aufgrund einer ZugehÃ¶rigkeit zur AVtI erworben, denn er erfÃ¼llte insbesondere
nicht am 30. Juni 1990 die Voraussetzungen fÃ¼r eine Einbeziehung in die AVtI.
Zwar war er berechtigt, die Berufsbezeichnung Ingenieur zu fÃ¼hren, und er hatte
auch eine entsprechende TÃ¤tigkeit in einem VEB im Bereich der Industrie oder des
Bauwesens ausgeÃ¼bt. In seinem Fall lagen jedoch am 30. Juni 1990 nicht die
betrieblichen Voraussetzungen fÃ¼r eine Einbeziehung in die AVtI vor, denn die A
Kabelwerke GmbH, bei der der KlÃ¤ger am 30. Juni 1990 beschÃ¤ftigt war, war
weder ein VEB (der Industrie oder des Bauwesens) noch eine gleichgestellte
Einrichtung. Das Gericht nimmt zunÃ¤chst Bezug auf die BegrÃ¼ndung im
angefochtenen Gerichtsbescheid (Â§ 153 Abs. 2 SGG).

Zwar enthÃ¤lt weder die AVtI-VO noch die 2. DB zur AVtI-VO eine Definition eines
VEB. Â§ 1 Abs. 2 der 2. DB zur AVtI-VO lÃ¤sst aber erkennen, dass es als VEB i.S.v.
Â§ 1 AVtI-VO lediglich den volkseigenen Produktionsbetrieb ansieht. Das BSG
versteht darunter ausschlieÃ�lich volkseigene Produktionsbetriebe der Industrie und
des Bauwesens, die industriell (serienmÃ¤Ã�ig wiederkehrend) SachgÃ¼ter
fertigen, herstellen, fabrizierten oder bauliche Anlagen in Massenproduktion
errichten (BSG, Urteile vom 09. April 2002, B 4 RA 41/01 R, vom 18. Dezember
2003, B 4 RA 14/03 R, vom 09. Oktober 2012, B 5 RS 5/12 R, RdNr 24). Bei dem VEB
Kabelwerk A hat es sich â�� auch nach Angaben des Beklagtenvertreters in der
mÃ¼ndlichen Verhandlung â�� bis zu dessen Umwandlung um einen
versorgungsrechtlich maÃ�geblichen Betriebstyp i.S.d. BSG-Rechtsprechung
gehandelt. Jedoch war â�� wie sogleich dargelegt wird â�� die A Kabelwerke GmbH
zum Stichtag 30. Juni 1990 nicht mehr als VEB im obigen Sinn anzusehen, denn er
war nach Â§ 2 Abs. 1 S. 1 Umwandlungs-VO bereits in eine GmbH umgewandelt
worden. Nach Â§ 2 Abs. 1 S. 1 Umwandlungs-VO waren Betriebe in GmbHâ��en
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oder in AGâ��en umzuwandeln. Die GeschÃ¤ftsanteile bzw. Aktien der durch
Umwandlung gebildeten Kapitalgesellschaft Ã¼bernahm die zum 01. MÃ¤rz 1990
(GBl DDR I 1990, 107) gegrÃ¼ndete Treuhandanstalt (Â§ 3 Abs. 1 Umwandlungs-
VO). Die Treuhandanstalt hatte die Treuhandschaft Ã¼ber das volkseigene
VermÃ¶gen, das sich in Fondsinhaberschaft von Betrieben, Einrichtungen,
Kombinaten, wirtschaftsleitenden Organen und sonstigen im Register der
volkseigenen Wirtschaft eingetragenen Wirtschaftseinheiten befand,
Ã¼bernommen. Nach Â§ 3 Abs. 2 Umwandlungs-VO beauftragte die
Treuhandanstalt entsprechend ihrem Statut juristische oder natÃ¼rliche Personen
damit, als GrÃ¼nder und Gesellschafter von Kapitalgesellschaften zu fungieren bzw.
die sich aus Beteiligungen ergebenden Rechte und Pflichten wahrzunehmen. Nach
Â§ 4 Abs. 1 S. 1 Umwandlungs-VO bedurfte es zur Umwandlung eines VEB in eine
Kapitalgesellschaft einer notariell zu beurkundenden UmwandlungserklÃ¤rung des
umzuwandelnden Betriebes und der Treuhandanstalt als AnteilsÃ¼bernehmerin (Â§
4 Abs. 1 S. 3 Umwandlungs-VO). Nach Â§ 4 Abs. 3 Umwandlungs-VO galt fÃ¼r die
GrÃ¼ndung und TÃ¤tigkeit einer GmbH das GmbH-Gesetz, fÃ¼r die einer AG das
Aktiengesetz. Nach Â§ 6 Umwandlungs-VO war die durch die Umwandlung
entstandene Gesellschaft beim Staatlichen Vertragsgericht zur Eintragung in das
Register anzumelden, welches die Eintragung ins Register vornahm. Nach Â§ 7
Umwandlungs-VO wurde die Umwandlung mit der Eintragung der GmbH/AG ins
Register wirksam, die GmbH/AG wurde Rechtsnachfolgerin des umgewandelten
Betriebes (Â§ 7 Satz 2). Der vor der Umwandlung bestehende Betrieb war damit
erloschen (Â§ 7 Satz 3). Das ErlÃ¶schen des Betriebes war von Amts wegen in das
Register der volkseigenen Wirtschaft einzutragen.

Entsprechend ist vorliegend verfahren worden. Das VE Kombinat Kabelwerk O
wurde mit Eintragung im Handelsregister des Stadtbezirksgerichts Berlin-Mitte am
29. Juni 1990 in die Kabelwerk O Kabel AG umgewandelt, die als Holding-
Gesellschaft sÃ¤mtlicher, frÃ¼her im VE Kombinat Kabelwerk O vereinigter
VEBâ��e fungierte, und deren alleinige Gesellschafterin die Treuhandanstalt war. Im
Zuge der Umwandlung der einzelnen Kombinatsbetriebe wurde der VEB Kabelwerk
A mit notarieller UmwandlungserklÃ¤rung vom 16. Juni 1990, geschlossen zwischen
dem Direktor des Betriebs und einem BevollmÃ¤chtigten der Treuhandanstalt, auf
der Grundlage der Umwandlungs-VO in die A Kabelwerk GmbH umgewandelt,
welche ebenfalls am 29. Juni 1990 in das Handelsregister des Stadtbezirksgerichts
Berlin-Mitte eingetragen wurde. Zur DurchfÃ¼hrung der Umwandlung wurde mit
Stichtag vom 01. Mai 1990 das VermÃ¶gen aus der bisherigen Fondsinhaberschaft
des VEB auf die GmbH unter Zugrundelegung der Bilanz zum 30. April 1990
Ã¼bertragen. Die RechtstrÃ¤gerschaft und die Nutzungsrechte am Grund und
Boden sowie die Forderungen und Verbindlichkeiten des VEB Kabelwerk A gingen
auf die GmbH Ã¼ber. Am 05. Juli 1990 wurde der VEB Kabelwerk A aus dem
Register der volkseigenen Wirtschaft von Amts wegen gelÃ¶scht.

Soweit der KlÃ¤ger darauf hinweist, dass die bloÃ�e Umwandlung der Rechtsform
keine Privatisierung i.e.S. gewesen sei, weil in der notariellen
UmwandlungserklÃ¤rung vom 16. Juni 1990 lediglich das VermÃ¶gen, die
Nutzungsrechte am Grund und Boden sowie die Forderungen und Verbindlichkeiten
aus der bisherigen Fondsinhaberschaft auf die A Kabelwerke GmbH Ã¼bertragen
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worden seien, ist dieser Hinweis nicht stichhaltig. Vielmehr wird an den
gesellschaftsrechtlichen Status bzw. die Gesellschaftsform angeknÃ¼pft, so dass es
nicht darauf ankommt, ob durch die Umwandlung des VEB in eine GmbH mit
treuhÃ¤nderischer Verwaltung des GesellschaftsvermÃ¶gens der Charakter der
Eigentumsform als Volkseigentum unverÃ¤ndert geblieben war und nur eine
gesellschaftsrechtliche Umgestaltung erfahren hatte. Â§ 7 Umwandlungs-VO macht
deutlich, dass mit der Eintragung in das Register der zuvor bestehende VEB
untergegangen und der neue Betrieb, die GmbH, entstanden ist. Die Beweiskraft
der RegistereintrÃ¤ge begrÃ¼ndet eine volle Ã�berzeugung Ã¼ber das ErlÃ¶schen
des Rechtssubjektes des VEB, die auch durch die gelegentliche Verwendung alter
BriefkÃ¶pfe oder eines Ã¼berholten Stempels bei Eintragung der Entgelte in den SV-
Ausweis nicht gebrochen werden kann.

Soweit der KlÃ¤ger meint, es habe selbst nach der Eintragung der A Kabelwerke
GmbH in das Register parallel dazu der VEB weiterhin existiert, gibt das Gesetz
dafÃ¼r keine Anhaltspunkte. Das BSG hat klargestellt, dass es bis zur Eintragung
der Kapitalgesellschaft nach der Umwandlungs-VO bzw. ihrer Entstehung kraft
Gesetzes am 01. Juli 1990 nach dem TreuhG ein Nebeneinander von VEB und
Kapital-(Vor)gesellschaft nicht gegeben hat (BSG, Urteile vom 15. Juni 2010, B 5 RS
10/09 R, u.a., juris). Dem vom KlÃ¤ger zur UnterstÃ¼tzung seiner Auffassung
herangezogenen Urteil des BSG vom 07. Dezember 2017 (B 5 RS 1/16 R, juris, Rn.
28) lag ein anderer Sachverhalt zu Grunde. Dort wurde ein VEB durch Spaltung in
zwei GmbHâ��en umgewandelt, von denen die eine am 27. Juni 1990, die andere
aber erst am 03. Juli 1990 ins Register eingetragen wurden. Es war Ã¼ber die Frage
zu entscheiden, ob Arbeitgeber des dortigen KlÃ¤gers die vor dem 30. Juni 1990
bereits entstandene GmbH oder der zum 30. Juni 1990 noch fortbestehende VEB
war. Im vorliegenden Fall war der BeschÃ¤ftigungsbetrieb des KlÃ¤gers, der VEB
Kabelwerk A, jedoch nicht gespalten, sondern insgesamt vor dem Stichtag in eine
GmbH umgewandelt worden.

Ausgehend von der mit der Eintragung ins Register neuen Gesellschaftsform ist
auch unbeachtlich, dass die Treuhandanstalt die Treuhandschaft Ã¼ber das nach
wie vor vorhandene volkseigene VermÃ¶gen, welches mit der Umwandlung vom
VEB zur GmbH keine VerÃ¤nderung erfahren hatte, innehatte und dass sie zum
Verkauf von Gesellschaftsanteilen bzw. Aktien nach Â§ 10 Satz 1 Umwandlungs-VO
nur kraft gesetzlicher Regelung, diese jedoch erst ab dem 01. Juli 1990 geschaffen
wurde, befugt war (vgl. auch BSG, Urteil vom 09. Oktober 2012, B 5 RS 5/12 R, RdNr
24, juris). Die Umwandlung stellt nicht nur einen Austausch des Begriffs "VEB"
gegen den Begriff "GmbH" dar mit der Folge, dass auch die GmbH
versorgungsrechtlich als ein VEB anzusehen wÃ¤re. Die neue Rechtsform machte
deutlich, dass ein Betrieb nicht mehr als VEB auftreten und handeln durfte, wenn er
infolge der Umwandlung tatsÃ¤chlich eine GmbH geworden war. Unerheblich ist in
diesem Zusammenhang ebenfalls, dass die Umwandlung aufgrund gesetzlicher
Vorgaben und Weisungen Ã¼bergeordneter Organe und ggfs. unter wirtschaftlichen
ZwÃ¤ngen erfolgte. Dass der EigentÃ¼mer bzw. RechtstrÃ¤ger eines Betriebes
verbindliche und zwingende Vorgaben machen kann und gesellschaftsrechtliche
Ã�nderungen nur auf Vorgabe des EigentÃ¼mers/RechtstrÃ¤gers Ã¼berhaupt
mÃ¶glich sind, hÃ¤ngt mit seiner gesellschaftsrechtlichen Stellung zusammen und
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reduziert nicht die Wirksamkeit der im Ã�brigen rechtskonform umgesetzten
Gestaltungen. Das Gericht und auch die Beteiligten haben den Ã¶ffentlichen
Glauben des Registereintrages zu beachten, solange dieser nicht korrigiert wird.

Ein fÃ¼r den KlÃ¤ger gÃ¼nstigeres Ergebnis lÃ¤sst sich auch nicht aus Â§ 11
TreuhG begrÃ¼nden. Nach dieser Vorschrift wurden die in Â§ 1 Abs. 4 TreuhG
bezeichneten Wirtschaftseinheiten (VEB, Betriebe, Einrichtungen und sonstige
juristisch selbststÃ¤ndige Wirtschaftseinheiten), die bis zum 01. Juli 1990 noch nicht
umgewandelt worden waren, in GmbHâ��en bzw. AGâ��en umgewandelt. Dies
betraf solche Betriebe, deren Umwandlung nach der Umwandlungs-VO bis zum 30.
Juni 1990 (mangels Eintragung im Handelsregister) nicht erreicht werden konnte.
Nur fÃ¼r diesen Fall ging das VermÃ¶gen aus der Fondsinhaberschaft bzw.
RechtstrÃ¤gerschaft des VEB erst am 01. Juli 1990 an dessen (Nachfolge-) GmbH im
Aufbau (i. A.) Ã¼ber (BSG, Urteil vom 15. Juni 2010, B 5 RS 10/09 R, RdNr 36). Denn
nach Â§ 11 Abs. 1 S. 1, Abs. 2 S. 1 TreuhG waren grundsÃ¤tzlich alle
Wirtschaftseinheiten, die bis zum 01. Juli 1990 noch nicht in Kapitalgesellschaften
umgewandelt waren, vom 01. Juli 1990 an kraft Gesetzes AGâ��en oder
"vorzugsweise" GmbHâ��en. Diese Umwandlung bewirkte gleichzeitig den
Ã�bergang des VermÃ¶gens aus der Fondsinhaberschaft des bisherigen VEB sowie
des in RechtstrÃ¤gerschaft befindlichen Grund und Bodens in das Eigentum der
Kapitalgesellschaft. Nach Â§ 13 TreuhG war die Umwandlung einer
Wirtschaftseinheit in eine Kapitalgesellschaft in das Register einzutragen, in dem
diese Wirtschaftseinheit bisher eingetragen war. Die spÃ¤tere Registereintragung
der aus der Umwandlung entstandenen Kapitalgesellschaft i. A. hatte wegen der
zum 01. Juli 1990 kraft Gesetzes eingetretenen Umwandlung keine konstitutive,
sondern nur deklaratorische Bedeutung und erfolgte lediglich wegen der
Rechtsklarheit (BSG, Urteil vom 15. Juni 2010, B 5 RS 10/09 R, juris). Â§ 11 Abs. 1
TreuhG erfasst jedoch die vor dem 01. Juli 1990 bereits nach Â§ 7 Umwandlungs-VO
vor dem 01. Juli 1990 in Kapitalgesellschaften umgewandelten und in das Register
eingetragenen Betriebe nicht mehr (vgl. BSG, Urteile vom 15. Juni 2010, B 5 RS
10/09 R, und B 5 RS 2/09 R, beide juris). Der KlÃ¤ger kann sich auch nicht mit Erfolg
darauf berufen, dass sein ArbeitsverhÃ¤ltnis mit dem VEB nicht erloschen sei, weil
keiner der BeendigungstatbestÃ¤nde nach dem AGB DDR (Â§ 47 â�� Â§ 56)
einschlÃ¤gig sei. Die Â§Â§ 47 ff AGB DDR regeln die Beendigung von
ArbeitsverhÃ¤ltnissen durch Befristung, Ã�nderungsvertrag, Aufhebungs- und
Ã�berleitungsvertrag, fristgemÃ¤Ã�e KÃ¼ndigung bzw. fristlose Entlassung, sie
besagen jedoch nichts fÃ¼r den Fall des ErlÃ¶schens der juristischen Person des
bisherigen Arbeitgebers. Vielmehr regelt Â§ 7 S. 2 Umwandlungs-VO als
Spezialvorschrift die Rechtsnachfolge, wodurch der VEB als ursprÃ¼nglicher
Vertragspartner des WerktÃ¤tigen durch die GmbH im sonst unverÃ¤ndert
fortbestehendem ArbeitsrechtsverhÃ¤ltnis ersetzt wurde. Es ist nicht ersichtlich,
dass mit der Rechtsnachfolge gerade die ArbeitsrechtsverhÃ¤ltnisse hÃ¤tten
beendet werden sollen. Unerheblich ist auch, dass mit dem KlÃ¤ger und den
anderen Mitarbeitern kein Ã�berleitungsvertrag geschlossen worden war, denn
daraus folgt kein Fortbestehen eines RechtsverhÃ¤ltnisses zu einer rechtlich nicht
mehr existenten juristischen Person. Vielmehr war ein Ã�berleitungsvertrag
angesichts der Rechtsnachfolgeregelung bei sonst unverÃ¤ndertem Fortbestand
des ArbeitsrechtsverhÃ¤ltnisses nicht erforderlich. Da der VEB mit Eintragung der
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GmbH erloschen war, kommt es versorgungsrechtlich nicht darauf an, ob die GmbH
eine "leere HÃ¼lle" war oder wirtschaftlich weiterhin tÃ¤tig geworden ist, so wie es
sich hier ausweislich der Angaben des KlÃ¤gers in der mÃ¼ndlichen Verhandlung,
die Mitarbeiter hÃ¤tten weitergearbeitet, ohne sich einer Ã�nderung bewusst zu
sein, wohl verhalten hat. Der in der mÃ¼ndlichen Verhandlung vorgelegte
Ã�berleitungsvertrag besagt schon aufgrund seines Datums vom 25. Juni 1985
nichts fÃ¼r die Entscheidung der vorliegenden Rechtsfrage, ebenso wenig der
Ã�nderungsvertrag vom 18. Januar 1991, der lediglich eine Ã�nderung der
Arbeitsaufgaben mit Wirkung vom 01. Januar 1991 regelt. Nach alledem war der
KlÃ¤ger am 30. Juni 1990 nicht mehr im VEB Kabelwerk A beschÃ¤ftigt.

SchlieÃ�lich ist auch nicht ersichtlich, dass die Umwandlung eines VEB keine
Auswirkungen auf den geltend gemachten Anspruch auf Einbeziehung in die
Zusatzversorgungssysteme der DDR hÃ¤tte haben sollen. Der Gesetzgeber der DDR
hat die Umwandlung der bisherigen VEB und Kombinate angeordnet, ohne zugleich
die AVtI-VO bzw. die 2. DB zur AVtI-VO entsprechend zu Ã¤ndern, woraus gefolgert
werden kann, dass BeschÃ¤ftigte in Kapitalgesellschaften (AG und GmbH) nicht als
Berechtigte der AVtI zu berÃ¼cksichtigen sein sollten.

FÃ¼r den KlÃ¤ger lÃ¤sst sich eine bei SchlieÃ�ung der Versorgungssysteme
schutzwÃ¼rdige Vertrauensposition nicht feststellen, denn ihm war weder ein
Versicherungsschein noch eine Versorgungszusage in anderer Form (etwa
Einzelvertrag) erteilt worden, so dass er zu keinem Zeitpunkt zumindest eine
Anwartschaft erlangt hatte. Â§ 7 Umwandlungs-VO konnte daher auch keinen
verfassungswidrigen Ausschluss von Versorgungsanwartschaften bewirkt haben, die
tatsÃ¤chlich nicht bestanden haben. Am 30. Juni 1990 (also bei SchlieÃ�ung der
Zusatzversorgungssysteme) hatte der KlÃ¤ger wegen Â§ 2 2. DB zur AVtI-VO nicht
einmal eine Aussicht mehr, eine Versorgungsurkunde Ã¼ber eine zusÃ¤tzliche
Altersversorgung zu erhalten. Bundesrechtlich kÃ¶nnen daher mit dem Beitritt
weder Eigentums- noch schutzwÃ¼rdige Vertrauenspositionen verletzt worden sein.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 Abs. 1 SGG und berÃ¼cksichtigt den
Ausgang des Verfahrens.

Die Revision ist nicht zuzulassen, da die Voraussetzungen hierfÃ¼r (Â§ 160 Abs. 2
Nr. 1 und 2 SGG) nicht vorliegen.

Erstellt am: 23.10.2019

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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